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Bonn, den 8. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Abgase und Lärm von Kraftfahrzeugen 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Margulies, 
Dr, Schild, Geiger (München) und Genossen 
— Drucksache 1407 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Durdi das Gesetz zur Sidierung des Straßenver- 
kehrs vom 19. Dezember 1952 (BGBl. I S. 832) 
wurde der Bundesminister für Verkehr ermaditigt, 
Reditsvorsdrriften zur Bekämpfung von Belästi- 
gungen durdr den Straßenverkehr zu erlassen. Von 
dieser Ermächtigung hat er in den Jahreir 1953 
und 1956 durdi Änderungen und Ergänzungen 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnuug (StVZO) 
und der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) Gebraudr 
gemacht, um die wirksame Bekämpfung der Ab- 
gase und des Lärms im Straßenverkehr zu ermög- 
lidien. Die Handhabung der einschlägigen Vor- 
sdiriften ist nach dem Grundgesetz Sadic der 
Länder, Um den Landesbehörden die Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu erleichtern, sind u. a. folgende 
weitere Maßnahmen erörtert worden : 

1. Änderung des Straßenverkehrsrechts 

a) Während bisher der Kraftfahrzeughalter nur 
nach Aufforderung durdi die Zulassungsstelle 
sein Fahrzeug einem arntlidr anerkannten Sadi- 
verständigen oder Prüfer für den Kraftfahrzeug- 
verkehr zur tedinisdien Überprüfung vorzu- 
führen hatte, wird er dies künftig audr ohne 
eine soldie Aufforderung tun müssen. Der Zeit- 
punkt, bis zu dem die nadiste Untersuchung 
zu erfolgen hat, wird durch eine Plakette kennt- 
lich gemacht wmrden, die am hinteren Kenn- 
zeichenschild der Kraftfahrzeuge anzubringen 
ist und das Jahr sowie den Monat des Ablaufs 
der Untersuchungsfrist angibt. Die Plaketten 
werden je nadi dem Kalenderjahr des Frist- 
ablaufs versdiiedene Farben haben, so daß man 
im Straßenverkehr leidit feststellen kann, ob 
das vorgeschriebene Untersuchungsjahr ein- 
gehalten worden ist. 

b) Schon jetzt erstreckt sidr die technische Über- 
wachung nach § 29 StVZO auf die Lärm- und 
Rauciientwicklung. Durch eine Änderung des 
§ 29 StVZO wird klargestellt werden, daß auch 


die Entwicklung unsiclitbarer Verbrennungsab- 
gase zu überprüfen ist. 

c) § 17 der StVZO ermaditigt die Zulassungsstelle, 

die Beibringung eines Sachverständigengut- 
achtens oder die Vorführung des Fcihrzeugs 
anzuordnen, wenn sich ein Fahrzeug als nicht 
vorsdiriftsmäßig erwiesen hat. Durch cinc3 Än- 
derung des § 17 wird geklärt wmrden, daß 

soldie Maßnahmen in allen Fällen zulässig sind, 
in denen Anlaß zur Befürditung besteht, daß 
das Fahrzeug den Vorschriften der StVZO nicht 
entspricht. 

d) § 47 StVZO verlangt, Dampf- und Verbrenniings- 
gase durch nicht ausschaltbare Sdialldäiiipfer 
von ausreidiender Wirksamkeit so abzuführen, 
daß niemand innerhalb des Kraftfahrzeugs 
gefährdet oder belästigt wird. Zum Sdiutz der 
außerhalb des Fahrzeugs befindlichen Ver- 
kehrsteilnehmer ordnet § 30 StVZO an, das 
Fahrzeug müsse so gebaut und ausgerüstet 
sein, daß sein verkehrsüblidier Betrieb nie- 
manden sdiädigt oder mehr als unvermeidbar 
gefährdet, behindert oder belästigt. Diese für 
die Abgasbekämpfung wesentlichen Gedanken 
sollen durch folgende Fassung des § 47 Satz 1 
StVZO zusammengefaßt wmrden : 

„Kraftfahrzeuge müssen so beschaffen sein, daß 
die Verunreinigung der Luft durch ihre Abgase 
das nach dem jeweiligen Stand der Technik 
unvermeidbare Maß nicht übersteigt." 

e) Dureil diese neue Fassung des § 47 Satz 1 
StVZO wird klargestellt, daß die Abgasbe- 
kämpfung dem jeweiligen Stand der Technik 
anzupassen ist. Der Bundesminister für Ver- 
kehr wird in Zusammenarbeit mit der Kom- 
mission „Reinhaltung der Luft" beim Verein 
Deutsdier Ingenieure sowie mit den zuständigen 
Verbänden der Industrie Riditlinien darüber 
ausarbeiten, was dem gegenwärtigen Stand der 
Technik entspridit, und die technische Ent- 


Drucäc: Buchdruckerei Peier Meier. Bulsdorf/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg. Goethestraße 54. Telefon 35 51 



Drucksache 1470 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Wicklung auf diesem Gebiet nach Möglichkeit 
fördern (z. B. durch Erteilung von Forschungs- 
aufträgen). 

t) Bis zum I. Juli 1962 werden in alle Kraftfahr- 
zeugscheine die für die Kontrolle notwendigen 
Angaben über die Geräuschwerte eingetragen 
werden. 

g) Ob bei Dieselfahrzeugen eine ungünstige Beein- 
flussung der Abgasentwicklung durch Plombie- 
rung des Regelgestänges an den Einspritzpumpen 
weitgehend ausgesdilossen werden kann, ist 
zweifelhaft. Zwar ließe sidi auf diese Weise 
die Verstellung des Regelgestänges erschweren, 
die in der Absicht vorgenommen werden 
könnte, durdi größere Kraftstoffmengen die 
Motorleistung zu steigern. Hierdurdi würde 
man jedoch nur eine der Ursachen der Raudi- 
entwicklung aussdialten. Dieselmotoren qual- 
men, wenn wegen Luftmangels oder wegen 
Besdiädigung der Einspritzdüse die Verbren- 
nungsrückstände sich verdiditen. In der Regel 
handelt es sidi dabei um die Folgen einer un- 
genügenden Wartung des Dieselmotors mit 
seinen Einriditungen. Schon das Nachtropfen 
einer einzigen Einspritzdüse kann Qualm her- 
vorrufen. Sdireibt man die Plombierung des 
Regelgestänges vor, so besteht die Gefahr, 
daß Fahrzeughalter und Fahrzeugführer keine 
Maßnahmen zur Aussdmltung der sonstigen 
Ursadien der Rauchentwicklung treffen, sondern 
sidi auf die Plombierung berufen. Die Rauch- 
bildung läßt sidi nur dann wirksam bekämpfen, 
wenn man gegen den Fahrzeugführer und den 
Fahrzeughalter ohne Rücksicht auf eine Plom- 
bierung des Regelgestänges in allen Fällen 
vorgeht, in denen das Fahrzeug vermeidbaren 
Raudi entwickelt. Unter diesen Umständen 
lohnt sidi der erhebliche Verwaltungsaufwand 
nicht, den die überwadmng der Plomben er- 
fordern würde. Er ist audi deswegen nicht 
gereditfertigt, weil man sicherstellen müßte, 
daß die Einstellung nur durch eine besonders 
fachkundige Person vorgenommen wird. Geht 
man gegen die Rauchentwicklung in allen 
Fällen vor, so werden sich die Fahrzeugführer 
oder Fahrzeughalter, die nidit genügend Sadi- 
kenntnis besitzen, an eine geeignete Werkstatt 
wenden. 

2. Richlinien über die Durchführung der Vor- 
schriften über die Abgas- und Lärmbekämpfung 

Der Bundesminister für Verkehr ist bereit, den 

Ländern bei der Durchführung der Vorschriften 


über die Bekämpfung von Abgasen und Lärm 
durch Ausarbeitung von Richtlinien behilflidi zu 
sein. Auf seinen Rat haben die Länder einen 
Arbeitsausschuß eingesetzt, der Vorsdiläge für 
soldie Richtlinien machen soll. 

a) Dieser Aussdiuß wird sidi in erster Linie mit 
den Vorsdiriften über das Verhalten im Straßen- 
verkehr befassen und nach Möglichkeit auch 
die im Ausland gemachten Erfahrungen ver- 
werten. Sollte sich eine Änderung oder Er- 
gänzung der gegenwärtigen Rechtsvorschriften 
als zweckmäßig erweisen, so ist der Bundes- 
minister für Verkehr zu entsprechenden Maß- 
nahmen bereit. 

b) Die vom Bundesminister für Verkehr erlassenen 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu § 33 
StVO (Bundesanzeiger 1956 Nr. 68) gelten zwar 
nur bei der Kontrolle von Beleuchtungseinrich- 
tungen. Das darin vorgesehene Verfahren 
(Ausfertigung von Mängelzetteln, die mit einer 
von zuständiger Stelle erteilten Besdieinigung 
über die Mängelbeseitigung zurückzureichen 
sind) wird jedodi von vielen Landesbehörden 
schon jetzt auch bei Feststellungen von Mängeln 
angewendet, die sidi auf die Lärm- oder Ab- 
gasentwicklung der Kraftfahrzeuge auswirken. 
Ob es unter diesen Umständen nodi nötig ist, 
die vom Bund erlassenen Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften zu ergänzen, ist zweifel- 
haft, wird jedoch geprüft. 


3, Maßnahmen des Gesetzgebers und der Landes- 
regierungen 

Der von den Ländern eingesetzte Ausschuß wird 
sich mit der Frage beschäftigen, was nadi den 
Erfahrungen der Praxis der Gesetzgeber und die 
Landesregierungen noch unternehmen könnten, 
um den Vorschriften über die Abgas- und Lärm- 
bekämpfung im Straßenverkehr zu größerer Wirk- 
samkeit zu verhelfen. 

Die Bundesregierung ist bereit, dem Bundestag 
über das Ergebnis dieser Untersuchung zu berich- 
ten und zu den etwaigen Vorschlägen des Aus- 
schusses Stellung zu nehmen. 
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